
Es	 war	 eine	 deterministische	 Sicht	 vor
allem	aus	dem	linken	bis	 linksliberalen	Raum,
dass	 die	 aus	 dem	 Zusammenbruch	 der
Monarchie	 entstandene	 erste	 deutsche
Republik	 von	 Anbeginn	 an	 wegen	 versäumter
tiefgreifender	 Neuordnung	 in	 der	 Revolution
den	 Keim	 einer	 tödlichen	 Krankheit	 in	 sich
getragen	 habe,	 der	 1930	 zum	 Ausbruch
gekommen	sei	und	schließlich	1933	zum	Ende
des	Weimar-Experiments	geführt	habe.	Hierin
finden	 sich	 linkssozialistische	 Wunschbilder
mit	 einer	 Überbewertung	 des	 radikal-
revolutionären	 Potentials	 in	 der
Revolutionsphase	 (und	 der	 nachfolgenden
Zeit),	 um	 zu	 konstatieren,	 dass	 der	Untergang
eigentlich	 schon	 in	 der	 Revolutionszeit
begründet	worden	war.

In	der	Beschreibung	der	kurzen	Lebensdauer
richtete	 sich	 der	 Blick	 lange	 Zeit	 immer	 auf
Fehlentwicklungen	und	Mängel,	die	man	für	das



Scheitern	 verantwortlich	 machte.	 Dabei	 wird
gelegentlich	 übersehen,	 dass	 es	 eine	 für	 eine
konsequente	 Reformpolitik	 erforderliche
sozialistische	 Mehrheit	 eben	 nicht	 gab:	 nicht
im	 Reich,	 nicht	 im	mächtigen	 Preußen,	 nicht
im	 mittelgroßen	 Hessen(-Darmstadt).	 Die
doch	eher	eindimensionale	Sichtweise	scheint
mittlerweile	 überwunden,	 auch	 wenn	 in
mancher	 Betrachtung,	 auch	 neueren	 Datums,
noch	von	einer	verpassten	 linkssozialistischen
Alternative	 oder	 gar	 einer
rätedemokratischen/-diktatorischen	 Lösung	 zu
lesen	ist.

Vielmehr	 steht	 nun	 im	 Vordergrund	 der
historischen	 Analyse	 die	 Frage,	 ob	 diese
Republik,	 das	 erste	 wirklich	 demokratisch
strukturierte	 Gemeinwesen	 in	 der	 deutschen
Geschichte,	 nicht	 auch	 Erfolge	 vorzuweisen
hat.	 Sie	 verdient	 eben	 mehr	 Anerkennung,
allein	 schon	 wegen	 der	 Tatsache,	 dass	 sie



angesichts	 der	 Lasten	 und	 Belastungen
überhaupt	 die	 ersten	 Jahre	 überstand.	 Es
herrscht	 doch	 mittlerweile	 Einigkeit,	 sie	 als
eine	 eigenständige	 Periode	 durchaus	 mit
Chancen	 und	 Entwicklungsmöglichkeiten	 zu
sehen.	Zwischen	Chaos	und	Gewalt	entwickelte
sich	 republikanisches	 Denken	 und	 Handeln,
erlebte	 die	 Demokratie	 trotz	 dauerhafter
Krisen	 Phasen	 der	 weitgehenden	 Normalität
und	der	steigenden	Akzeptanz.

Beim	Blick	auf	die	Gesamtentwicklung	mit
dem	Fokus	auf	Reich	und	Reichsgewalt	ist	die
Geschichte	der	einzelnen	Länder	in	der	ersten
Republik	 lange	 Zeit	 zu	 kurz	 gekommen.
Mittlerweile	 sind	 sie	 Gegenstand	 von
Betrachtungen	 geworden,	 die	 in	 ihrer	 Tiefe
weit	 auseinanderklaffen.	 Dabei	 weisen	 die
Länder	 recht	 unterschiedliche	 Entwicklungen
auf.	 Sie	 waren	 Stabilitätsanker	 der	 Republik,
aber	 auch	 Krisenherde	 der	 Demokratie.2



Während	in	Thüringen	der	Nationalsozialismus
schon	 früh	 Fuß	 fasste	 und	 1930	 an	 der
Regierung	 beteiligt	 war,	 blieben	 das
übermächtige	 Preußen	 und	 das
südwestdeutsche	 Baden	 demokratische	 Horte
bis	in	die	Endphase	der	Republik.	Das	galt	auch
für	 den	 seinerzeitigen	 Volksstaat	 Hessen	 mit
der	 Hauptstadt	 Darmstadt	 und	 weiten
linksrheinischen,	 heute	 zu	 Rheinland-Pfalz
gehörenden	 Gebieten.	 In	 dieser	 hier
vorliegenden	 Darstellung	 geht	 es	 aber	 nicht
allein	um	den	Volksstaat,	sondern	um	Hessen	in
seinen	 1945	 gezogenen	 Grenzen.	 Mit	 dem
Blick	 auf	 Hessen	 erweitert	 sich	 unsere
Perspektive	auf	die	Weimarer	Republik	und	das
Scheitern	der	ersten	deutschen	Demokratie.

Das	 heutige,	 nach	 dem	 Zweiten	 Weltkrieg
erst	geschaffene	Hessen	bestand	am	Ende	des
Ersten	 Weltkriegs	 1918	 aus	 vier
unterschiedlichen	 Territorien.	 Die	 räumliche



Gliederung	 über	 dem	 hessischen	 Raum	 war
ganz	 wesentlich	 Resultat	 des	 preußisch-
österreichischen	 Krieges	 von	 1866,	 als	 sich
Kurfürstentum	Hessen	und	Herzogtum	Nassau
auf	 die	 Seite	 des	 später	 unterlegenen
Österreichs	geschlagen	und	die	bis	dahin	Freie
Stadt	 Frankfurt	 Österreich	 die	 Bundestreue
gehalten	 hatte.	 Kurhessen,	 Nassau	 und
Frankfurt	verloren	 ihre	Existenz	als	souveräne
Staaten	 und	 gingen	 mit	 der	 Landgrafschaft
Hessen-Homburg,	 die	 nach	 dem	 Tod	 des
letzten	 Regenten	 im	 März	 1866	 in
Personalunion	 mit	 dem	 Großherzogtum
Hessen	 verbunden	 war,	 in	 Preußen	 auf	 und
bildeten	 eine	 Provinz.	 Demgegenüber	 wurde
durch	 den	 im	 September	 1866	 mit	 dem
Königreich	 Preußen	 unterzeichneten
Friedensvertrag	das	auf	der	Seite	der	Verlierer
stehende	 Großherzogtum	 zwar	 territorial
beschnitten	 –	 es	 verlor	 insbesondere	 das


